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1. Vorbemerkung 

Im Rahmen des Art. 106 AEUV ist für die Rechtfertigung von Wettbewerbsbe- 

schränkungen zugunsten öffentlicher Unternehmen oder Unternehmen, denen 

die Mitgliedstaaten besondere oder ausschließliche Rechte gewähren, zwecks 

Erfüllung öffentlicher Aufgaben auf die Verhältnismäßigkeit abzustellen. Im vor- 

liegenden Rechtsstreit hatte der EuGH zu entscheiden, ob die europarechtlichen 

Wettbewerbsregeln der Einführung einer Gemeindesatzung entgegenstehen, 

wenn diese vorsieht, dass ungiftige und weiterverwertbare Bauabfälle eines be- 

stimmten Gebietes von einer begrenzten Anzahl besonders ausgewählter Unter- 

nehmen behandelt wird, um sicherzustellen, dass diesen Unternehmen hinrei- 

chend große Mengen solcher Abfälle geliefert werden. Da insofern andere Un- 

ternehmen, die grundsätzlich auch für eine solche Abfallbehandlung zugelassen 

waren, ausgeschlossen wurden, stellte sich die Frage, ob das Verhalten derjeni- 

gen Unternehmen, denen ein ausschließliches Recht im Sinne von Art. 106 Abs. 

1 AEUV eingeräumt wurde, den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stel- 

lung darstellt. 

2. Sachverhalt 

In dem dänischen Ausgangsrechtsstreit begehrte die Sydhavnens Sten & Grus 

ApS die Genehmigung zur Verwertung umweltunschädlicher Bauabfälle, die im 

Stadtgebiet von Kopenhagen anfielen. Die Stadt Kopenhagen ließ die Verwer- 

tung dieser Abfälle exklusiv von drei anderen Unternehmen vornehmen. Das be- 

fasste Gericht wandte sich im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens an 

den EuGH und fragte nach Auslegung von Art. 86 EG (jetzt: Art. 106 AEUV) 

in Verbindung mit Art. 82 EG (jetzt: Art. 102 AEUV). Der EuGH erklärte die 

Gemeindesatzung und die aus Gründen der Kapazitätsauslastung erfolgte Be- 

schränkung der Abfallverwertung für mit den Art. 86, 82 EG vereinbar. 

3. Aus den Entscheidungsgründen 

[66] Die Schaffung einer beherrschenden Stellung durch die Gewährung be- 

sonderer oder ausschließlicher Rechte im Sinne von Artikel 90 Absatz 1 EG- 

Vertrag ist als solche allein noch nicht mit Artikel 86 EG-Vertrag unvereinbar. 
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Ein Mitgliedstaat verstößt gegen die in diesen beiden Bestimmungen enthaltenen 

Verbote nur, wenn das betreffende Unternehmen durch die bloße Ausübung der 

ihm übertragenen ausschließlichen Rechte seine beherrschende Stellung miß- 

bräuchlich ausnutzt oder wenn durch diese Rechte eine Lage geschaffen werden 

könnte, in der dieses Unternehmen einen solchen Mißbrauch begeht (vgl. z. B. 

Urteil vom 21. September 1999 in den Rechtssachen C-115/97 bis C-117/97, 

Brentjens’, noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlicht, Randnr. 93). 

[67] Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs kann ein Mitgliedstaat ohne 

Verstoß gegen Artikel 86 EG-Vertrag bestimmten Unternehmen ausschließliche 

Rechte einräumen, wenn letztere ihre beherrschende Stellung nicht mißbräuch- 

lich ausnutzen oder nicht gezwungen sind, einen solchen Mißbrauch zu begehen 

(vgl. Urteil vom 18. Juni 1998 in der Rechtssache C-266/96, Corsica Ferries 

France, Slg. 1998, I-3949, Randnr. 41). 

[68] Die Gewährung eines ausschließlichen Rechts für einen Teil des Staats- 

gebiets zur Verfolgung von Umweltzielen, wie der Schaffung der erforderlichen 

Kapazität für die Verwertung von Bauabfällen, beinhaltet an sich keinen Miß- 

brauch einer beherrschenden Stellung. 

[69] Es bleibt zu prüfen, ob das ausschließliche Recht nicht trotzdem zu ei- 

ner mißbräuchlichen Ausnutzung einer beherrschenden Stellung führt. 

(…) 

[74] Aus Artikel 90 Absatz 1 EG-Vertrag in Verbindung mit dessen Absatz 

2 ergibt sich, daß ein Mitgliedstaat sich auf Artikel 90 Absatz 2 stützen kann, um 

einem Unternehmen, das mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli- 

chen Interesse betraut ist, insbesondere gegen Artikel 86 EG-Vertrag versto- 

ßende ausschließliche Rechte zu übertragen, sofern die Erfüllung der diesem 

übertragenen besonderen Aufgabe nur durch die Einräumung solcher Rechte ge- 

sichert werden kann und soweit die Entwicklung des Handelsverkehrs nicht in 

einem Ausmaß beeinträchtigt wird, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwi- 

derläuft (vgl. zu den gegen Artikel 37 EG-Vertrag [nach Änderung jetzt Artikel 

31 EG] verstoßenden ausschließlichen Rechten: Urteil vom 23. Oktober 1997 in 

der Rechtssache C-159/94, Kommission/Frankreich, Slg. 1997, I-5815, Randnr. 

49). 

[75] Die Bewirtschaftung bestimmter Abfälle kann Gegenstand einer 

Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse sein, insbesondere 

wenn diese Dienstleistung ein Umweltproblem beseitigen soll. 

[76] Laut den Akten hat die Stadt Kopenhagen gemäß den nationalen 

Rechtsvorschriften drei Unternehmen mit der Behandlung der in der Gemeinde 

anfallenden Bauabfälle betraut. Diese Unternehmen sind verpflichtet, diese Ab- 

fälle anzunehmen und einer Verwertung zuzuführen, soweit eine solche möglich 

ist. Somit sind diese Unternehmen mit einer Aufgabe von allgemeinem wirt- 

schaftlichen Interesse betraut worden. 

[77] Sodann ist zu prüfen, ob das den drei Unternehmen eingeräumte Aus- 

schließlichkeitsrecht zur Erfüllung ihrer im allgemeinwirtschaftlichen Interesse 

liegenden Aufgabe zu wirtschaftlich tragbaren Bedingungen erforderlich ist (vgl. 

Urteile Corbeau, Randnrn. 14 und 16, und Brentjens’, Randnr. 107). 

[78] Wie sich aus dem dem Gerichtshof mitgeteilten Sachverhalt ergibt, sah 

sich die Stadt Kopenhagen, als das Zentrum Grøften errichtet und einer begrenz- 

ten Anzahl von Unternehmen ein Ausschließlichkeitsrecht eingeräumt wurde, 

einem als ernst eingestuften Umweltproblem gegenüber: Der Großteil der Bau- 

abfälle wurde in der Erde vergraben, obwohl die Abfälle hätten verwertet werden 

können. Eine Verwertung war nicht möglich, da es an Unternehmen mangelte, 

die diese Abfälle hätten behandeln können. Um die in der Gemeinde anfallenden 

Abfallmengen abnehmen und einer qualitativ hochwertigen Verwertung zufüh- 

ren zu können, hielt die Gemeinde die Errichtung eines Zentrums mit einer ho- 

hen Annahmekapazität für erforderlich. Sie war der Meinung, daß es zur Sicher- 

stellung der Rentabilität dieses neuerrichteten Zentrums notwendig sei, diesem 

durch die Gewährung eines Ausschließlichkeitsrechts für die Abfallbehandlung 

die Lieferung erheblicher Mengen zu garantieren. 

[79] Zwar werden durch das Ausschließlichkeitsrecht Unternehmen wie z. 

B. die Sydhavnens Sten & Grus, die einen Zugang zum Markt suchen, trotz ihrer 

umweltrechtlichen Zulassung ausgeschlossen. Die Stadt Kopenhagen konnte je- 

doch wegen des Mangels an Unternehmen, die in der Lage waren, die fraglichen 

Abfälle zu behandeln, von der Notwendigkeit der Errichtung eines Zentrums mit 

einer erheblichen Annahmekapazität ausgehen. Sie konnte ebenfalls davon aus- 

gehen, daß ein Ausschließlichkeitsrecht, das zeitlich auf den voraussichtlichen 

Abschreibungszeitraum für die Investitionen und räumlich auf das Gebiet der 
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Gemeinde begrenzt ist, erforderlich war, um Unternehmen für eine Beteiligung 

am Betrieb eines Zentrums mit einer großen Annahmekapazität zu gewinnen. 

[80] Eine Maßnahme, die den Wettbewerb weniger eingeschränkt hätte, z. 

B. eine Regelung, die den Unternehmen lediglich vorgeschrieben hätte, ihre Ab- 

fälle verwerten zu lassen, hätte nämlich wegen der unzureichenden Kapazitäten 

für die Behandlung der Abfälle aus der Gemeinde nicht unbedingt gewährleistet, 

daß der größte Teil dieser Abfälle verwertet worden wäre. 

[81] Auch wenn die Gewährung des Ausschließlichkeitsrechts zu einer 

Wettbewerbsbeschränkung für einen wesentlichen Teil des Gemeinsamen Mark- 

tes führen würde, könnte sie unter diesen Umständen als notwendig angesehen 

werden, um eine Aufgabe von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse zu erfül- 

len. 

[82] Im übrigen findet sich in den Akten kein Anhaltspunkt dafür, daß das 

im vorliegenden Fall eingeräumte Ausschließlichkeitsrecht die betreffenden Un- 

ternehmen zu einer mißbräuchlichen Ausnutzung ihrer beherrschenden Stellung 

zwingt. 

[83] Somit ist auf den zweiten Teil der ersten Frage zu antworten, daß Arti- 

kel 90 in Verbindung mit Artikel 86 EG-Vertrag der Einführung einer Gemein- 

desatzung wie der im Ausgangsverfahren streitigen nicht entgegensteht, die zur 

Lösung eines Umweltproblems, das durch den Mangel an Behandlungskapazi- 

täten für ungefährliche, zur Verwertung bestimmte Bauabfälle bedingt ist, die 

Möglichkeit vorsieht, daß solche in dem betreffenden Gebiet anfallenden Ab- 

fälle von einer begrenzten Anzahl besonders ausgewählter Unternehmen behan- 

delt wird, um auf diese Weise sicherzustellen, daß diesen Unternehmen hinrei- 

chend große Mengen solcher Abfälle geliefert werden, und die damit andere Un- 

ternehmen ausschließt, obwohl sie für eine solche Abfallbehandlung zugelassen 

sind. 


